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Im Handbuch für Revolutio-
näre lautet die erste Anwei-

sung für den Umsturz kurz und
bündig: Funkturm besetzen. Der
Sender-Sturm, der sich derzeit in
Warschau abspielt, ist zwar nicht
revolutionär, dafür aber spektaku-
lär. Auf deutsche Verhältnisse
übertragen wäre es so, als ob
ZDF-Intendant Markus Schäch-
ter wegen einer von den Parteien
kritisierten Berichterstattung
handstreichartig vom Lerchen-
berg vertrieben würde. Aber
auch sein gewählter Nachfolger
kämenicht ins Sendezentrumdes
Zweiten hinein.
In Warschau hatte der Auf-

sichtsrat der staatlichen Fernseh-
anstaltTVP amWochenendeden
51-jährigen Boguslaw Aleksander
Szwedo zum neuen Senderchef
ernannt. Doch als der Absolvent
der Wirtschaftsakademie von
Krakau, einstige Aktivist der pol-
nischen Arbeiterbewegung Soli-
darnoscundpassionierteHistori-
ker Szwedo am Montag dann sei-
nen Chefsessel einnehmen
wollte, verwehrte der Wach-
dienst ihm den Zugang zum Sen-
degebäude an der Weichsel.
Schlösser wurden ausgewechselt
und die Zugangscodes geändert.
Dabei soll der bisherige TVP-

Aufsichtsrat den wegen seiner
rechten Vergangenheit in Verruf
geratenen amtierenden General-
direktor Piotr Farfal ablösen.
Demerst 31-Jährigenwurden aus-
gerechnet im polnischen Sprin-
ger-Massenblatt „Fakt“ veröffent-
lichte Fotos zum Verhängnis, die
ihn als Skinhead beim Hitler-
Gruß zeigen. Vorgeworfenwurde
Farfal im Sejm aber auch, im
Europa-Wahlkampf zu EU-kriti-
sche Beiträge zugelassen zu ha-
ben. Doch seinen Posten will er
nicht räumen.
Der neuerliche Machtkampf

um die Bildschirme, der nun
wohl vor Gericht entschieden
wird, macht Polen wieder zum
Gespött: Schon inden 1990er-Jah-
ren gab es erbitterte Kämpfe um
die Vorherrschaft im Fernsehen,
dabei flogen sogar die Fäuste. Ge-
setzesänderungen für mehr Par-
teien-Ferne imStaats-TVscheiter-
ten aber gerade amVetodes natio-
nal-konservativen Staatschefs
Lech Kaczynski: 2010 sind Präsi-
dentschaftswahlen – und Szwedo
steht Kaczynskis Partei für Recht
undGerechtigkeit (PiS) nahe.
Doch Polen steht mit dem

Streit um die Herrschaft über die
Medien in der Europäischen
Union nicht allein: Auch die
selbstverliebten Staatsmänner
Nicolas Sarkozy (Frankreich)
undSilvioBerlusconi (Italien) ha-
benzuletzt immerwieder unlieb-
same Journalisten aus ihren Re-
daktionen gezwungen. mbr
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Für die nach der Bundestagswahl an-
stehendeHaushaltskonsolidierungha-
ben weder Union noch SPD bisher ei-
nen Plan – unabhängig von der neuen
Koalition. Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück (SPD) hat in seinem
Ministerium sogar ausdrücklich ver-
boten, an entsprechendenKonzepten
zu arbeiten. „Es gibt eine klareAnwei-
sung des Ministers, bis zumWahl-
abend keinerlei Sparlisten aufzustel-
len“, hieß es dort. Sparprogramme
von Steinbrücks Vorgänger Hans Ei-
chel hatten der SPD den letzten Bun-
destagswahlkampf erschwert.
Steinbrück und Bundeswirt-

schaftsministerKarl-Theodor zuGut-
tenberg (CSU) hatten in der ARD-
Talkshow „AnneWill“ Kürzungen als
unvermeidlich bezeichnet, jede Kon-
kretisierung jedoch verweigert: Dies
verschrecke nur die Wähler, waren
sich die Wahlkämpfer einig; weshalb
es auch im Wirtschaftsministerium
keineArbeit an Plänen gibt.Unionsab-
geordnete seien ebenfalls aufgefor-
dert worden, zum Thema bis zum
Wahlabend zu schweigen, hieß es aus
ihren Kreisen. Man müsse sehen, wie
man nach der Wahl die Steuersen-
kungsversprechen konkretisiere und
welcher Konsolidierungsbedarf sich
dannergebe. Einfachwerdedie Etatsa-
nierung jedenfalls nicht: „Es wird
wohl ab 2011 auf den Rasenmäher hi-
nauslaufen“, erfuhr das Handelsblatt.
Mit „Rasenmäher“ ist eine gleich-

mäßige Kürzung aller Etats gemeint;
Haushälter nennendies „GlobaleMin-
derausgabe“. In kleinerem Umfang
hat dieses Spar-Instrument Stein-
brück genutzt, in etwas größerem sein
Vorgänger Hans Eichel (SPD). Der
Vorteil: Die Regierung spart sich Är-
ger, wenn alle Ausgaben gleichmäßig
gekürzt werden. Der Nachteil: Weil
zweiDrittel des Etats durch gesetzlich
garantierte Sozialleistungen oderZins-
zahlungen auf alte Schulden blockiert
sind, stößt der Rasenmäher schnell an
umfriedete Grenzen.
Die vagen Spar-Ankündigungen

vonSteinbrückund zuGuttenbergha-
ben die FDP, die im Wahlkampf die
umfangreichsten Steuersenkungen
verspricht, aufgeschreckt. FDP-Chef
Guido Westerwelle forderte gestern
einen Kassensturz. Die Große Koali-

tion müsse noch vor dem kommen-
den Wahlsonntag die Finanzlage des
Bundes offenlegen. „Offensichtlich
verschweigen die beiden wichtige
Zahlen“, sagte er der „Hannover-
schenAllgemeinen Zeitung“.
Guttenberg widersprach gestern

dem Eindruck, er rücke vom Ziel sei-
ner Partei ab, die Einkommensteuer-
tarife schnell zu senken. „Prioritäre
Steuerentlastungen und eine spar-
same Haushaltsführung schließen
sich dochnicht aus“, sagte er. „Steuer-
liche Entlastungen kurbeln Wirt-
schaft und Wachstum an und schaf-
fen so auch die Grundlage für eine
Konsolidierung der Staatsfinanzen“,
sagte er. Ökonomen wie der Finanz-
wissenschaftler Clemens Fuest hal-
ten diesenEffekt jedoch für gering. Ei-
nen Wachstumsimpuls auslösen
könnten allenfalls Erleichterungen
bei denUnternehmensteuern.
Wie sehr die Kosten der Finanz-

und Wirtschaftskrise auf Jahre hi-
naus den Bundesetat belasten, zeigen
der vorläufige Etat und diemittelfris-
tige Finanzplanung der schwarz-ro-
tenBundesregierungvom25. Juni.Da-
nach sinken krisenbedingt die Steuer-
einnahmen des Bundes von ihrem
239-Milliarden-Hoch im Jahr 2008
bis 2010 um 25 Mrd. Euro, um dann
langsam bis 2013 wieder das Niveau
von 2008 zu erreichen. Gleichzeitig
explodieren die Ausgaben für Kon-
junkturprogramme, Arbeitsmarkt,
Gesundheit und Bankenrettung. Die
Bundesausgaben dürften daher 2010
um 45 Mrd. Euro höher liegen als
2008. Die Neuverschuldung erreicht
im kommenden Jahr ein Allzeithoch
vonmindestens 86Mrd. Euro. Steuer-
senkungen bezeichnet der Wirt-
schaftsweise Wolfgang Wiegard vor
diesemHintergrund als illusorisch.
Die Zweifel an einer Steuersen-

kung nach derWahlwachsen auch im
Mittelstand. Nach einer Umfrage der
Kanzlei Rödl & Partner unter Famili-
enunternehmen rechneten 70 Pro-
zent damit, dass nach der Wahl die
Union „tendenziell die Steuern erhö-
hen“ werde; von der FDP erwarteten
dies 42 Prozent.
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Johanna Wanka probt in Potsdam das
gleiche Experiment wie Frank-Walter
Steinmeier inBerlin:DieBrandenbur-
ger CDU-Chefin und Spitzenkandida-
tinwill denWählern ihre Partei als Ju-
niorpartner in einerGroßenKoalition
empfehlen – kein leichtes Unterfan-
gen. Schließlich ist es für Wanka im
Land wohl ebenso aussichtslos wie
für SPD-Kanzlerkandidat Steinmeier
im Bund, mit der stärksten Fraktion
ins nächste Parlament einzuziehen
und so eine Regierung anzuführen.
Doch Wanka gibt nicht auf: „Seit

zehn Jahren stellt dieCDU inPotsdam
denWirtschaftsminister“, sagt sie. „In
dieser Zeit ist die Arbeitslosigkeit von
20 auf zwölf Prozent gesunken, in die-
sem Jahr sogar weiter gegen den Bun-
destrend.“ Und für Innere Sicherheit
im Land stehe der Name Jörg Schön-
bohm wie kein anderer, auch wenn

der Ex-General nicht mehr antritt.
Und ja, die Hochschulpolitik sei mo-
dern,wasWanka alsWissenschaftsmi-
nisterin für die Union verbucht.
Trotzdem bleibt in Brandenburg

wohl alles beim Alten. Wahlsieger
wird den Umfragen zufolge wieder
die SPDmit ihremSpitzenkandidaten,
Ministerpräsident Matthias Platzeck
– auchwennweiterMenschen abwan-

dern und die Wirtschaft unter der
Krise leidet. Im November hatte die
Landesregierung eine Task Force für
notleidende Unternehmen eingerich-
tet. 133 Anfragen gab es, 36 Firmenmit
rund 3300 Angestellten wurden be-
treut. Laut Bundesbank sanken die Er-
löse im Verarbeitenden Gewerbe im
erstenQuartal um 13,1 Prozent. Gastge-
werbe und Einzelhandel leiden auch.
Platzeck führt einen Landesvater-

wahlkampf, wie Angela Merkel im
Bund. „Der Brandenburger“ steht auf
seinen Plakaten. Kritiker in der Partei
sagen, er setze allein auf die Zweit-
stimmen,weshalb dieWähler dieErst-
stimme vornehmlich der Linken ge-
ben würden. Das schaffe Überhang-
mandate beim Gegner und schmälere
die Mehrheit im neuen Landtag. Laut
Umfragen käme die Linke auch als
Mehrheitsbeschaffer in Frage, doch
Platzeck favorisiert Rot-Schwarz.
Die CDU kämpft um einen Ach-

tungserfolg – und gegen ihre eigene

Vergangenheit. Keine 7000 Mitglie-
der hat die Partei in Brandenburg, ei-
nem Land mit 2,13 MillionenWahlbe-
rechtigten. Viele davon waren schon
in der Ost-CDU. Nur jeder fünfte
Brandenburger ist getauft, Handwer-
ker, freie Berufe – all das gibt es hier
weniger als etwa in Sachsen. „Kleine
DDR“, so nannte der langjährige Mi-
nisterpräsident Manfred Stolpe sein
Bundesland einst. Das neue Bürger-
tum, all die Bonner Beamten undBer-
liner Medienschaffenden, die im
Speckgürtel der Hauptstadt heimisch
wurden, könnendamit zwarwenig an-
fangen – sie sehen in der affärenge-
plagten CDU aber keine Alternative.
Die Vergangenheit lebt auch in der

SPD weiter. Viele Bürgerrechtler wie
etwa Stephan Hilsberg haben ihre
Heimat in der Partei. Der Bundestags-
abgeordnete war Gründungsmitglied
der SDP, die mit der West-SPD ver-
schmolz. Aus diesem Grund auch gilt
es als ausgeschlossen, dass Platzeck

nach der Wahl eine Koalition mit der
Linkspartei anstrebt. Zu viele würden
die Situation nicht ertragen und der
SPD den Rücken kehren.
Daher gilt es als sicher, dass eswie-

der zu einer Großen Koalition kom-
menwird.DabeiwirdWanka eine tra-
gende Rolle spielen. Seit Januar führt
die 58-jährige Mathematik-Professo-
rin die CDU – als Kompromisskandi-
datin verfeindeter Lager. Sie selbst ge-
steht, dass die Zeit sehr kurz gewesen
sei, um demWähler eine andere, eine
neue CDU zu vermitteln. Nach der
Wahl, so heißt es zumindest in der
SPD, werdeWanka sich ein wichtige-
res Ressort aussuchen können als das
für Forschung – etwadas Innen-,Wirt-
schafts- oder Finanzministerium.
Hilfe aus dem Bund hat sie bereits

erhalten: AngelaMerkel redete in der
Kleinstadt Finsterwalde im Süden
Brandenburgs vor 4000 Zuhörern.
Und sogar Christian Wulff, Regie-
rungschef in Niedersachsen, ver-

schlug es in den Spreewald zur Kahn-
fahrt. „Die CDU kämpft heute ge-
schlossener als die Linke und sogar
die SPD“, sagtWanka.
Auch Platzeck kann sich über feh-

lende Parteiprominenz nicht bekla-
gen –was auch daran liegt, dass Kanz-
lerkandidat Steinmeier in Branden-
burg für den Bundestag kandidiert.
Platzeck regiert das Land seit 2002.

Dass er als Bundesvorsitzender der
SPD nach wenigen Monaten zurück-
trat, hat ihm nicht geschadet. Auch er
ist nicht vergrätzt, sondern wirbt für
seinen Freund Steinmeier: Am Sonn-
tag werden die Genossen ausschwär-
men und Brötchen vor die Türen le-
gen. DerWeckruf lautet: „Heutewäh-
len gehen für einen flächendecken-
den gesetzlichenMindestlohn.“
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Manche Sätze, die andere als nur
allzu menschlich empfinden, entwi-
ckeln sich im politischen Raum
schnell zu einem Skandal. Vergan-
geneWoche Freitagwar es in Kiel so-
weit: EineWoche nach derVeröffent-
lichung im Handelsblatt bemerkten
dieWahlkampfstrategen der CDUei-
nen Satz, den der SPD-Spitzenkandi-
daten Ralf Stegner vor Wochen im
Wahlkampf gesagt hatte: „Dieser
feige Sack.“ Stegner hatte von seinem
Pressesprecher erfahren, dassMinis-
terpräsident Peter Harry Carstensen
(CDU) wieder mal einen Termin für
ein öffentliches Duell der beiden
Kontrahenten abgesagt hatte.

Wer würde sich nicht darüber är-
gern. CDU-Vizechef Christian von
Boetticher aber nutzte die Gelegen-
heit, um sich in einem offenen Brief
über die „Entgleisung“ Stegners zu
beklagen. „Jetzt wird’s schmutzig“ ti-
telte daraufhin die Lübecker Nach-
richten und baten: „Sauber bleiben!“
Schleswig-Holstein versinkt in Schul-
den und muss sich mit einer Landes-
bankquälen, die in denStrudel der Fi-
nanzmarktkrise geraten ist, doch die
großen Parteien diskutieren lieber
Umgangsformen.
Vier Jahre haben CDU und SPD

die Große Koalition ertragen, nach-
dem eine rot-grüne Minderheitsre-
gierung2005gescheitertwar. Inhaltli-
che Erfolge gab es kaum. Nicht ein-
mal eine Verwaltungsreform in dem

zersplitterten Verwaltungsapparat
bekamen sie hin. Und dann kam auch
noch das Desaster mit der HSH
Nordbank. Carstensen nutzte die
erste Gelegenheit, einen im Detail

nur schwer nachvollziehbaren Streit
um eine Sonderzahlung an Bankchef
Dirk Jens Nonnenmacher, um Neu-
wahlen auf denWeg zubringen. Steg-
ner selbst hat in dieser Zeit das
Image des Polterers gepflegt, obwohl
er ein kluger Kopf ist, der durchaus
strategisch zu denken weiß.
Seit geraumer Zeit arbeitet er da-

ran, nett auf dieMenschen zu wirken
und damit wählbar für sie zu sein.
Für die Union mit ihrem gemütli-
chen Landesvater Carstensen keine
frohe Kunde, weshalb sie „Stabilität
statt Stegner“ plakatiert und jeden
Satz von ihm dankbar ausschlachtet,
mit dem er nicht politisch korrekt
ausspricht, was er denkt.
CDU und SPD verbindet seit Jahr-

zehnten eine tiefe Feindschaft, die

auch in der Großen Koalition nicht
ausgeräumt werden konnte. Der
Wähler aber scheint genug von den
großen Parteien zu haben und wan-
dert ab zuden kleinen (siehe „Schles-
wig-Holstein“). Ein Drittel der Wäh-
ler hat sich noch nicht entschieden,
doch eines scheint sicher: ein buntes
Parlament mit sechs Parteien. Cars-
tensen würde am liebsten mit der
FDP regieren, notfalls auch Jamaika
ausprobieren. Stegner setzt auf die
Grünen und den Südschleswigschen
Wählerverband (SSW).
„DerWahlkampf ist deutlich span-

nender, als sich so mancher gedacht
hat“, freut sich Stegner. „Wenn die
Menschen wählen gehen, dann hat
Schwarz-Gelb keine Mehrheit.“ Ver-
hindert er Schwarz-Gelb, dann hat

eine mögliche Regierung aus Union
und FDP im Bund keine Mehrheit im
Bundesrat. Beim TV-Duell heute
Abend könnte sich daher mehr als
nur die Wahl in Schleswig-Holstein
entscheiden.
Wer auch immer regiert: Es wird

kein Vergnügen. Carstensen und
Stegner räumen vorsorglich unisono
ein, dass gespartwerdenmüsse. „Wir
können uns nicht viel leisten“, sagte
Carstensen gestern in der ARD.
„Aber wir werden trotzdem nicht an
der Bildung sparen.“ Auch der He-
rausforderer versprach nichtsUnrea-
listisches, sondern sagte: „Kinderbe-
treuung, Bildung, Klimaschutz – das
sind unsere Hauptschwerpunkte, da
wollenwir investieren. In allen ande-
ren Bereichenmüssenwir sparen.“

Kandidaten an der Kieler Förde liefern sich ein echtes Duell
Wenn zwei sich streiten, freut sich der Dritte: Während sich Union und SPD gegenseitig an ihrer Feindschaft abarbeiten, legen die kleinen Parteien zu
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„Ist IhreWahlentscheidung schon sicher?“

Was Deutschland
vor der Wahl denkt

Angaben in Prozent

„Ist IhrerMeinung nach Frank-Walter Steinmeier der
richtige Kanzlerkandidat für die SPD?“, Ja, sagen... .

Angaben in Prozent

33,6

41,2

48,0

53,4
Grüne:
Linke:

Union:

SPD:

FDP:

Gesamt:

90%

35

15

5
3

1

33

8

89%

84%

81%
79%
77%

nein

26,4

Wahlabsicht

generell noch unklar

16,6

ja

57,0

Handelsblatt | Umfragezeitraume: 28 KW/31 KW/34 KW/38 KW; Basis: durchschnittlich >1500 Befragte; Quelle: Info GmbH

Anfang Juli Ende Juli Mitte Aug. Mitte Sept.

Anfang Juli Ende Juli Mitte Aug. Mitte Sept. Anf. Juli Ende Juli Mitte Aug. Mitte Sept.

„Würden Sie an derWahl teilnehmen?“, Ja, bestimmt.

Ein Viertel noch unsicher

„Hat das TV-Duell Einfluss auf IhreWahl?“
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Fernseh-Duell mit begrenzterWirkung
„Welches Thema sollte die neue Bundesregierung als erstes anpacken?“
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Afghanistan wichtiger alsMindestlohn

„Welche Koalition erwarten Sie nach der Bundestags-
wahl?“

Angaben in Prozent
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Diemeisten erwarten Schwarz-Rot

CDU/CSU SPD FDP Linke Grüne keine weiß nicht

„Welcher Partei trauen Sie am ehesten zu, dieWirt-
schafts- und Finanzkrise in den Griff zu bekommen“
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Es wird doch noch einmal spannend: Noch ist nicht ausge-

macht, dass CDU/CSU und FDP nach der Bundestagswahl

amSonntag eine bürgerliche Regierung bilden können. Das

zeigen die Ergebnisse einer exklusiven Handelsblatt-

Umfrage des unabhängigen Berliner Meinungsforschungs-

instituts Info GmbH. Gerade im Schlussspurt des Wahl-

kampfs ist einiges passiert. SPD, Grüne und Linke können

ihre Wähler auf der letzten Strecke besser mobilisieren

(oben rechts), SPD-Spitzenkandidat Frank-Walter Stein-

meier konnte seine Werte über die Monate verbessern, er

startete als falscher Kandidat, mittlerweile halten ihn eine

Mehrheit für den Richtigen (oben Mitte). Folgerichtig glau-

benmittlerweile mehr Befragte, dass es zu einer Neuaufla-

ge der Großen Koalition kommt, das Bild hat sich komplett

gedreht (links).Und:VieleWählersindnochunentschlossen

(oben links): Ja, eswird ein spannenderWahlabend.
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AUF DER ZIELGERADEN: Wenige Tage vor der Wahl steigt die Spannung. Eine Handelsblatt-Umfrage zeigt:

Es ist nichts entschieden. Haushaltsexperten überlegen derweil schon, wie es nach der Wahl weitergeht.

Platzeck kann sich Koalitionspartner aussuchen
Trotzdem setzt die SPD in Brandenburg auf die Fortführung der Großen Koalition – Die Union kämpft vor allem gegen ihr schlechtes Image

BOGUSLAWSZWEDO
Polnischer TVP-Senderchef

Sparvorschläge sind bis
Sonntag verboten

Mehr zurBundestagswahl im
Online-Spezial:www.handels-
blatt.com/bundestagswahl

Die Chancen, dass er Landesvater bleibt, stehen für Matthias Platzeck (SPD)
recht gut. Ob das auch gut für Brandenburg ist? Kritiker bezweifeln das.
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